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4 Die unzulässige Beweislastverteilung des § 6 Abs 1 211 KSchG ......................  
In jüngster Zeit mehren sich Entscheidungen, die Tatsachenbestätigungen für unzulässig erklären. Die Rsp 
stützt sich auf § 6 Abs I Z II KSchG. Allerdings steht diese Ansicht in einem Spannungsverhältnis sowohl 
zum Wortlaut des § 6 Abs I Z 11 leg cit als auch zum Recht auf Ausstellung einer Quittung nach § 1426 
ABGB. Die Bandbreite der bisher in Judikatur und Literatur vertretenen Meinungen reicht von der Befürwor­
tung der (analogen) Anwendung des 56 Abs I Z II KSchG auf Tatsachenmitteilungen bis zur gänzlichen 
Ablehnung einer solchen Vorgangsweise. Der Beitrag untersucht die Frage, ob Tatsachenbestätigungen einer 
Analogie zu §6 Abs I Z II KSchG zugänglich sind und/oder andere Möglichkeiten bestehen, Tatsachenbe­
stätigungen des Verbrauchers einer Kontrolle zu unterziehen.
Von Thomas Aigner

• Kindeswohl und Grenzen richterlicher Prüfungsbefugnisse. .................................
Zugleich eine Besprechung von 10 Ob 54/10 d
Der Beitrag untersucht die Bedeutung des Kindeswohls im Verfahren über U nterhaltsvorschüsse und das 
Spannungsverhältnis zwischen dem Grundsatz der Wahrung des Kindeswohls und der Beschränkung der 
Rechtsmittelgründe im außerstreitigen Revisionsrekursverfahren,
Von Maria Posani

-♦ Rechtsprechung des EGMR 2010 (3).....................................................................
Der dritte Teil des Überblicks über die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
im Jahr 2010 behandelt Entscheidungen zu den Art 9 bis 14 MRK sowie zu den Art 1 und 3 l. ZP, Art 24.ZP 
und Art 4 7. ZP.
Von Rudolf Thienel
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68: Lösungsbefugnis ermöglicht Einwendung von Gegenforderungen, die den Lösungsbetrag zumindest 
erreichen
Mit Anmerkung von Dora Rendessy
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OGH 17. 2. 2011, 13 Os 137 /10 m
69: Freispruchsanfechtung muss alle Tatbestandsmerkmale erfassen
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